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1. Einleitung .
Seit der letzten Beſprechung politiſcher Landeswahlen in Baden , den Neuwahlen zur Zweiten

Kammer der Ständeverſammlung im Jahr 1913 , in der I. Sondernummer der „Statiſtiſchen
Mitteilungen über das Großherzogtum Baden “ des Jahrgangs 1914 ( Neue Folge Band VII ) ſind
gewaltige innerpolitiſche Veränderungen vorgegangen .

Während noch am 22 . Auguſt 1918 Großherzog und Ständeverſammlung die Hundertjahr⸗feier der Badiſchen Verfaſſung feſtlich begehen konnten , hat nur wenige Wochen ſpäter der im Ge⸗
folge des verlorenen Weltkrieges eingetretene politiſche und wirtſchaftliche Zuſammenbruch in Reichund Bundesſtaaten an Stelle der monarchiſchen Staatsform den demokratiſchen Volksſtaat geſetzt;das Volk iſt der Träger der Staatsgewalt geworden .

Am Abend des 9. November und während der Nacht zum 10 . November 1918 ging die
Staatsgewalt ohne Blutvergießen an den von Vertretern der politiſchen Parteien im Karlsruher
Rathaus gebildeten „ Wohlfahrtsausſchuß “ und an den ebenfalls dort ernannten „ Soldatenrat “
über . In gemeinſamer Sitzung des Wohlfahrtsausſchuſſes und Soldatenrats am Vormittage des
10 . November wurde die in den Vorberatungen aufgeſtellte Miniſterliſte ( 11 Miniſter : 5 Sozial⸗
demokraten , je 2 Unabhängige Sozialdemokraten und Zentrumsangehörige ſowie je 1 Angehörigerder Fortſchrittlichen Volkspartei und der Nationalliberalen ) “) gebilligt . Der Großherzog nahm von
der Errichtung einer proviſoriſchen Volksregierung und der Abſicht der Berufung einer verfaſſung⸗
gebenden Verſammlung Kenntnis und enthob die bisherigen Miniſter ihrer Amter . Nachmittags4 Uhr wurde in einer Proklamation des Wohlfahrtsausſchuſſes und Soldatenrats an das BadiſcheVolk vom Balkon des Karlsruher Rathauſes bekanntgegeben , daß ſich eine proviſoriſche Re⸗
gierung für Baden gebildet und dieſe die Macht übernommen habe . Die Miniſterliſte wurde
verleſen und weiter verkündet , daß die neue Regierung eine auf Grund des allgemeinen Wahlrechtshervorgegangene Landesverſammlung darüber entſcheiden laſſen werde , welche Staatsform , ob
Monarchie oder Republik , für Baden künftig maßgebend ſein ſolle . Ohne Rückſicht auf dieſe Ent⸗
ſcheidung habe Baden auch für die Zukunft einen Beſtandteil des Deutſchen Reiches zu bilden .

Unterm 14 . November verzichtete der Großherzog auf die Ausübung der Regierungsgewaltbis zur Entſcheidung der Landesverſammlung über die künftige Staatsform . Noch am gleichenTage erklärte die Volksregierung — vorbehaltlich der endguͤltigen Entſcheidung der Badiſchen
Nationalverſammlung über die Staatsform — Baden als Freie Volksrepublik , ſetzte den

ahltag für die Nationalverſammlungswahl auf Sonntag den 5. Januar 1919 feſt und verfüͤgte,
daß die Wahl nach dem gleichen , geheimen , direkten und allgemeinen Wahlrecht auf Grund des

Verhältniswahlſyſtems durch alle mindeſtens 20 Jahre alten männlichen und weiblichen Perſonenſtattzufinden habe, welde am Tage der Wahl Badener waren .
Bei der Entwicklung der politiſchen Verhältniſſe in den folgenden Tagen war die vorbehalt⸗loſe Ausrufung der Republik nicht mehr länger aufzuhalten . Dieſer Staatsakt hatte die Abdankungdes Großherzogs zur Vorausſetzung , der ſchon der Thronverzicht des Kaiſers und der meiſtendeutſchen Bundesfürſten vorausgegangen war .
Acht Tage nach dem Verzicht auf die Ausübung der Regierungsgewalt folgte des Großherzogs letzter , entſcheidender Schritt , die Thronentſagung für ſich und , mit Zuſtimmung des

Prinzen Max von Baden , auch für dieſen und ſeine Nachkommenſchaft , in der gleichzeitigen Mb -ſchiedskundgebung an das Badiſche Volk vom 22 . November 1918 .
Mit Kundmachung vom gleichen Tage gab die Vorläufige Volksregierung den Thronverzichtdes Großherzogs mit der ausdrücklichen Feſtſtellung bekannt , daß die Anderung der Staatsformin Baden die Folge der weltpolitiſchen und geſamtdeutſchen Entwicklung war und daß der Groß⸗herzog im Intereſſe des Badiſchen Volkes die Folgerungen aus der von ihm perſönlich nicht ver⸗ſchuldeten age gezogen Habe.

wer it 92 Siche die Namen und Geſchäftskreiſe der Miniſter der Badiſchen vorläufigen Volksregierung im „ Anhang Ziffer 2. ausMe j berſicht N. (S. 46/40 ) in welcher nur die beiden Miniſter aus der Partei der Unabhängigen Sozialdemokratte fehlen, nämlichhletallarbeiter Schwarz in Mannheim Miniſter für ſoziale Fuͤrſorge) und Schnied Brümmer in Mannheim (Miniſter für militäriſchengelegenteiten), Dieſe zwel Minifter find nad) ben Mablen aus der Vorläufigen Volksregierung ausgetreten , ſodaß ſie ſeitdem nuroch aus 9 Mitgliedern beſtand.
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